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Aktuelle Entwicklungen auf der Europaischen Ebene

Politische Schwerpunkte und Europaisches Parlament

IRISCHE PRASIDENTSCHAFT UND TRIOPRASIDENTSCHAFT IRLANDS,
LITAUENS UND GRIECHENLANDS
Irland hat am 01.01.2013 von Zypern die Ratsprasidentschaft bis Ende Juni
2013 dbernommen. In dem am 09.01.2013 von der irischen Regierung verof-
fentlichten Programm unter dem Titel ,Fir Stabilitdt, Arbeitsplatze und
Wachstum® werden die Prioritdten der irischen Ratsprasidentschaft benannt.
Zentrales Projekt der EU fir 2013 sei, ,Wohlstand in fairer Weise und lang-
fristig herzustellen®. Fur den Ratsvorsitz nennt die irische Regierung drei zent-
rale Prinzipien:
e ,Nachhaltiger Wiederaufschwung mit Blick auf die Menschen®: Sicher-
stellung von Stabilitéat, Schaffung von Wirtschaftswachstum, das zu Arbeits-

platzen fuhrt, vor allem fir junge Menschen;

e Investitionen in beschaftigungsfreundliches Wachstum in Europas Res-
sourcen®: Starkung des Binnenmarkts, vor allem des digitalen Binnen-
markts, und von KMU's, Einigung Uber den Mehrjahrigen Finanzrahmen
2014 - 2020 und daraus folgende Schlisselentscheidungen wie GAP-
Reform, neue Forderperiode in der Kohé&sionspolitik und neues For-

schungsrahmenprogramm Horizont 2020;

e ,Europa und die Welt: eine Win-Win-Beziehung mit unseren Partnern®: Prio-
ritat fur Handelspolitik und die Offnung neuer Mérkte, Fortsetzung der Er-

weiterungsagenda und der Européischen Nachbarschaftspolitik.

Die irische Regierung weist zudem darauf hin, dass Irland 2013 eine Feier zum
40. Jahrestag seines Beitritts zur EU plant. Premierminister Enda Kenny wird
das Programm am 16.01.2012 im EP vorstellen.

Gleichzeitig mit der irischen Prasidentschaft beginnt am 01.01.2013 auch eine
neue Triopréasidentschaft, an der neben Irland Litauen (2. Halbjahr 2013) und
Griechenland (1. Halbjahr 2014) beteiligt sind. Die drei Regierungen haben am
03.12.2012 ein detailliertes Programm fir die Ratsarbeit in den nachsten
18 Monaten vorgelegt, das sie in Zusammenarbeit mit der Kommission und
dem Prasidenten des Europaischen Rats (ER) erarbeitet haben. Mit der Ver-

bindung je drei aufeinanderfolgender Prasidentschaften zu Trioprasidentschaf-
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ten soll die Ratsarbeit langfristiger angelegt und besser zwischen den halbjéhr-
lich wechselnden Vorsitzen abgestimmt werden. Ziel des neuen ,Trios" ist vor
allem Antworten auf die aktuellen wirtschaftlichen, finanziellen und sozialen
Herausforderungen zu geben. Zudem sollen die in den vergangenen Jahren
eingeflihrten Mechanismen rasch und vollstandig umgesetzt werden.

Die Einzelheiten der Programme von Prasidentschaft und Trioprasidentschaft
werden in den allen Geschéaftsbereichen dieses EB vorgestellt.

Webseite der irischen Prasidentschaft in deutscher Sprache:
http://www.eu2013.ie/de/

Kurzfassung des Préasidentschaftsprogramms in deutscher Sprache:

http://eu2013.ie/de/irland-die-prasidentschaft/liber-die-eu-

prasidentschaft/programm-&-schwerpunkte/

18-Monatsprogramm der neuen Trioprasidentschatft:

http://reqgister.consilium.europa.eu/pdf/en/12/st16/st16994.en12.pdf

TERMINE UNTER IRISCHER PRASIDENTSCHAFT
Informationen zu Veranstaltungen und Link zum Prasidentschaftskalender:

http://www.eu2013.ie/de/veranstaltungen/

EU-ISLAND BEITRITTSVERHANDLUNGEN: SECHS WEITERE KAPITEL
EROFFNET, EIN WEITERES VORLAUFIG GESCHLOSSEN

Bei der Beitrittskonferenz EU-Island am 18.12.2012 in Brissel wurden sechs
weitere Verhandlungskapitel eroffnet (EB 19/12). Sie betreffen die Bereiche
freier Warenverkehr (Kapitel 1), Steuerwesen (16), Wirtschafts- und Wah-
rungsunion (17), Regionalpolitik und Koordinierung der Strukturinstrumente
(22), Umwelt (27) und AulRenbeziehungen (30). Im Rahmen der 2010 begon-
nenen Verhandlungen wurden damit inzwischen 27 der 35 Kapitel ertffnet.
Das Kapitel Wettbewerbspolitik (8) wurde bei der Beitrittskonferenz als insge-
samt elftes Kapitel vorlaufig geschlossen. Der Rat sieht gute Fortschritte im
Beitrittsprozess. Die Verhandlungen gingen jetzt jedoch in die entscheidende
Phase, in der auch noch einige Herausforderungen zu bewadltigen seien, wie
der Rat verlautbaren lie3. Schwierig durften vor allem die Kapitel Fischerei (13)
und Landwirtschaft (11) werden. Auch Erweiterungskommissar Stefan File
betonte, dass die Beitrittsverhandlungen gut vorankommen und man kontinu-
ierliche Fortschritte erziele. In der ersten Jahreshélfte 2013 sollen mdglichst

viele der verbleibenden Verhandlungskapitel getéffnet werden.


http://eu2013.ie/de/irland-die-prasidentschaft/über-die-eu-präsidentschaft/programm-&-schwerpunkte/
http://eu2013.ie/de/irland-die-prasidentschaft/über-die-eu-präsidentschaft/programm-&-schwerpunkte/
http://register.consilium.europa.eu/pdf/en/12/st16/st16994.en12.pdf
http://www.eu2013.ie/de/veranstaltungen/
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Pressemitteilung des Rats:
http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cms_data/docs/pressdata/EN/genaff/1

34419.pdf
Pressemitteilung der Kommission:

http://europa.eu/rapid/press-release [1P-12-1399 de.htm

EU-RUSSLAND-GIPFEL: PARTNERSCHAFT SOLL TROTZ DIFFERENZEN
VERTIEFT WERDEN

Am 20./21.12.2012 empfingen ER-Prasident Van Rompuy und Kommissions-
prasident Barroso den russischen Préasidenten Putin in Brissel zum 30. EU-
Russland-Gipfel. Sie diskutierten dabei aktuelle Politik- und Wirtschaftsthemen
sowie grundlegende strategische Fragen der bilateralen Beziehungen. Neben
einer gemeinsamen Erklarung zum Nahost-Konflikt bestatigte der Gipfel Diffe-
renzen, etwa in den Bereichen Energie- und Handelspolitik, Menschenrechts-
fragen und AufRRenpolitik. Dennoch sei das Zusammentreffen positiv und kon-
struktiv verlaufen, so die EU-Vertreter. Beide Seiten betonten die Bedeutung
der strategischen Partnerschaft und die Absicht, die Beziehungen mit einem
neuen Kooperationsabkommen zu vertiefen. Trotz der Meinungsverschieden-
heiten habe man Uberwiegend gemeinsame Interessen.

Pressemitteilung von Président Van Rompuy:
http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cms_Data/docs/pressdata/en/ec/13454

6.pdf
Pressemitteilung von Préasident Barroso:

http://europa.eu/rapid/press-release  MEMO-12-1022 en.htm

Factsheet zum EU-Russland-Gipfel:

http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cms_data/docs/pressdata/en/ec/13446

2.pdf

Geschéaftsbereich Staatsministerium des Innern

IRISCHE PRASIDENTSCHAFT UND TRIOPRASIDENTSCHAFT IRLANDS,
LITAUENS UND GRIECHENLANDS: SCHWERPUNKTE AUS DEM
GESCHAFTSBEREICH DES STMI

Die irische Regierung hat am 01.01.2013 den Vorsitz im Rat ibernommen. Der
irische Vorsitz ist Teil der Trioprasidentschaft Irlands, Litauens und
Griechenlands vom 01.01.2013 bis 30.06.2014. Das Programm der irischen

Préasidentschaft fugt sich ein in die gemeinsamen Prioritaten der Trioprésident-


http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cms_Data/docs/pressdata/EN/genaff/134419.pdf
http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cms_data/docs/pressdata/EN/genaff/134419.pdf
http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cms_data/docs/pressdata/EN/genaff/134419.pdf
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-12-1399_de.htm
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-12-1399_de.htm
http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cms_Data/docs/pressdata/en/ec/134546.pdf
http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cms_Data/docs/pressdata/en/ec/134546.pdf
http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cms_Data/docs/pressdata/en/ec/134546.pdf
http://europa.eu/rapid/press-release_MEMO-12-1022_en.htm
http://europa.eu/rapid/press-release_MEMO-12-1022_en.htm
http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cms_data/docs/pressdata/en/ec/134462.pdf
http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cms_data/docs/pressdata/en/ec/134462.pdf
http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cms_data/docs/pressdata/en/ec/134462.pdf
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schaft, die sie sich im gemeinsamen 18-Monate-Programm gegeben hat. Im
Grundsatz soll der im Stockholmer Programm fir 2010 - 2014 festgelegte
Schwerpunkt, namlich die Schaffung eines Raumes der Freiheit, der Sicherheit
und des Rechts (EB 22/09) fortgesetzt werden. Fir das daran anschlie3ende
mehrjahrige Arbeitsprogramm (2015 - 2019) sollen insbesondere in den Berei-
chen Migration, Sicherheit und Justiz erste Vorarbeiten geleistet werden. Ein
besonderes Augenmerk soll auf dem Datenschutz und der Cybersicherheit
sowie der Terrorismusbekéampfung liegen. Weiter im Fokus stehen die bessere
Bewusstseinsbildung bei den Unionsbirgern tber die Vorziige der EU und die
Unionsbirgerrechte.

Programm der Trioprasidentschaft ( in englischer Sprache):
http://reqister.consilium.europa.eu/pdf/en/12/st17/st17426.en12.pdf

Programm der irischen Ratsprasidentschaft:

http://www.eu2013.ie/de/irland-die-prasidentschaft/iiber-die-eu-

prasidentschaft/programm-&-schwerpunkte/

http://www.eu2013.ie/media/eupresidency/content/documents/EU-
Pres Prog GERMAN A4.pdf

EUGH PRAZISIERT BEGRIFF DES FLUCHTLINGS IM SINNE DER
QUALIFIKATIONSRICHTLINIE

Der EuGH hat am 19.12.2012 im Rahmen eines Vorabentscheidungsverfah-
rens (Rs. C-364/11) entschieden, dass ein Palastinenser, der gezwungen war,
das Einsatzgebiet des Hilfswerks der Vereinten Nationen fir Palastinafliichtlin-
ge im Nahen Osten (UNRWA) zu verlassen, sodass ihm der Beistand dieser
Organisation nicht langer gewahrt werden kann, als Fliichtling im Sinne der
sog. Qualifikationsrichtlinie anerkannt werden kann, ohne dass er zum Nach-
weis verpflichtet wére, dass er Verfolgung furchtet. In diesem Fall geniel3t die
betreffende Person ipso facto den Schutz der Qualifikationsrichtlinie, muss
dies allerdings im Rahmen eines Asylantrags geltend machen.

Urteil des EuGH:
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=131971&page
Index=0&doclang=DE&mode=Ist&dir=&occ=first&part=1&cid=2946057

EUGH PRAZISIERT VORAUSSETZUNGEN EINER NICHT
AUSSCHREIBUNGSPFLICHTIGEN INHOUSE-VERGABE

Der EuGH hat im Rahmen eines Vorabentscheidungsverfahrens (verbundene


http://register.consilium.europa.eu/pdf/en/12/st17/st17426.en12.pdf
http://www.eu2013.ie/de/irland-die-prasidentschaft/über-die-eu-präsidentschaft/programm-&-schwerpunkte/
http://www.eu2013.ie/de/irland-die-prasidentschaft/über-die-eu-präsidentschaft/programm-&-schwerpunkte/
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=131971&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=2946057
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=131971&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=2946057
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Rs. C-182/11 und C-183/11) seine Rechtsprechung zum sog. Kontrollkriterium
bei ausschreibungsfreien Inhouse-Vergaben prazisiert. Eine Vergabe eines
Auftrags an eine gegentuber dem Auftraggeber formal und rechtlich verschie-
dene Einrichtung ist nur dann als Inhouse-Vergabe zu qualifizieren und damit
ohne offentliche Ausschreibung méglich, wenn die Gebietskdrperschaft tber
die betroffene Einrichtung eine Kontrolle wie liber eigene Dienststellen ausubt.
Sind mehrere 6ffentliche Stellen an der betroffenen Einrichtung beteiligt, so ist
das Kontrollkriterium nur dann erfillt, wenn jede der Stellen sowohl am Kapital
als auch an den Leitungsorganen der Einrichtung beteiligt ist.

Urteil des EuGH:
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=130625&page
Index=0&doclang=DE&mode=Ist&dir=&occ=first&part=1&cid=421285

EUGH PRAZISIERT BEGRIFF DES OFFENTLICHEN AUFTRAGS IM SINNE
DES VERGABERECHTS

Der EuGH hat im Rahmen eines Vorabentscheidungsverfahrens
(Rs. C-159/11) mit Urteil vom 19.12.2012 den Begriff des 6ffentlichen Auftrags
im Sinne des Vergaberechts naher prazisiert. Demnach sind Forschungs- und
Entwicklungsleistungen oder Ingenieurdienstleistungen und die zugehdrige
technische und wissenschaftliche Beratungsleistung als Dienstleistungen im
Sinne der Vergaberichtlinie zu qualifizieren und damit ausschreibungspflichtig.
Dies gilt auch dann, wenn diese Gegenstand eines Vertrags zwischen zwei
offentlichen Stellen sind. Eine Ausnahme der Ausschreibungspflicht besteht
nur, wenn entweder das sog. Kontrollkriterium erfillt ist, oder wenn der Vertrag
die Wahrnehmung einer beiden Stellen obliegenden 6ffentlichen Aufgabe vor-
sieht. Die zweite Ausnahme liegt nicht vor, wenn der Vertrag Tatigkeiten ent-
halt, die im Allgemeinen von Ingenieuren oder Architekten ausgetibt werden.
Urteil des EuGH:
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=131982&page
Index=0&doclang=DE&mode=Ist&dir=&occ=first&part=1&cid=499803

EUROPAISCHE KOMMISSION LAUTET DAS EUROPAISCHE JAHR DER
BURGERINNEN UND BURGER 2013 EIN

Am 10.01.2013 haben Kommissionsprasident José Manuel Barroso und die
Vizepréasidentin und Justizkommissarin Viviane Reding das Européische Jahr

der Birgerinnen und Burger mit einer 6ffentlichen Diskussion Uber die Zukunft


http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=130625&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=421285
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=130625&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=421285
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=131982&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=499803
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=131982&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=499803
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der EU eroffnet. Hintergrund fiur das Europdische Jahr der Burgerinnen und
Burger ist der 20. Jahrestag der Unionsburgerschaft, welche 1993 durch den
Vertrag von Maastricht eingefiihrt wurde. Die Kommission plant fiir das Euro-
paische Jahr der Burgerinnen und Biirger deren Rechte in den Mittelpunkt zu
ricken und den Menschen dabei zu helfen, von diesen Rechten unmittelbar
Gebrauch zu machen, da eine starkere und politischere Union nur mit direkter
Mitwirkung der Burger aufgebaut werden kann. Im Laufe des Jahres sind da-
her zahlreiche Veranstaltungen, Konferenzen, Seminare und offentliche Dis-
kussionen auf allen politischen Ebenen in der gesamten EU vorgesehen.
Européisches Jahr der Birgerinnen und Burger:
http://europa.eul/citizens-2013/de/home

Europabericht 19/12:
http://www.bayern.de/Anlage10399560/Europabericht%2019-
2012%20vom%2031.10.2012.pdf

Geschéaftsbereich Staatsministerium der Justiz und fir Ver-

braucherschutz

IRISCHE PRASIDENTSCHAFT UND TRIOPRASIDENTSCHAFT IRLANDS,
LITAUENS UND GRIECHENLANDS: SCHWERPUNKTE AUS DEM
GESCHAFTSBEREICH DES STMJV

Zum 01.01.2013 hat Irland fir sechs Monate die Ratsprasidentschaft in der EU
Ubernommen. Gleichzeitig hat damit die neue Trioprasidentschaft begonnen,
die aus Irland, Litauen und Griechenland besteht und vom 01.01.2013 bis zum
30.06.2014 andauert. Diese Staaten haben ein 18-Monatsprogramm erarbei-
tet, in das sich das Arbeitsprogramm Irlands einfiigt. Uberraschungen enthélt
das irische Arbeitsprogramm nicht, vielmehr sollen vor allem laufende und
angekindigte Vorhaben weiter verfolgt werden.

Angesichts der Wirtschaftskrise sieht Irland als oberste Prioritét seiner Prasi-
dentschaft die Wiederbelebung des Wirtschaftswachstums und hier die Schaf-
fung und den Erhalt von Arbeitsplatzen und die Starkung des Binnenmarktes.
Fur den Bereich des StMJV sind u. a. folgende Punkte aus dem Arbeits-
programm hervorzuheben, mit dem sich der Vorsitz befassen will:

e Einigung im Rat Uber die Schlisselelemente des Datenschutzpakets;

e Vorschlag fur eine Verordnung zur Einflhrung eines Beschlusses zur vor-

laufigen Kontopféandung im Hinblick auf die Erleichterung der grenziber-


http://europa.eu/citizens-2013/de/home
http://www.bayern.de/Anlage10399560/Europabericht%2019-2012%20vom%2031.10.2012.pdf
http://www.bayern.de/Anlage10399560/Europabericht%2019-2012%20vom%2031.10.2012.pdf
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schreitenden Eintreibung von Forderungen in Zivil- und Handelssachen
und dem Vorschlag der Kommission zur Uberarbeitung der Insolvenz-
verordnung (EB 22/12);

e Einigung Uber die Allgemeine Ausrichtung des Vorschlags fur eine Richtli-
nie Uber die Bekampfung von gegen die finanziellen Interessen der EU ge-

richteten Betrugs zu erzielen;

¢ Richtlinienvorschlag Uber die Sicherstellung und Einziehung von Ertréagen

aus Straftaten voranzutreiben

e Einrichtung eines Justizprogrammes, dass die ,effiziente, umfassende und
konsistente Anwendung von EU-Recht bei der justiziellen Zusammenarbeit

in zivil- und kriminalrechtlichen Fragen® unterstiitzt;

e Vorschlag fur eine Richtlinie Uber kollektive Wahrnehmung von Urheber-
und verwandten Schutzrechten und die Vergabe von Mehrgebietslizenzen

fur die online-Nutzung von Rechten und Musikwerken im Binnenmarkt;

e Vorschlage zur Uberarbeitung der Verordnung iiber die Gemeinschafts-

rechte und der Marktrichtlinien;

e Das ,Europaische Patentpaket® (EB 22/12) soll unter irischer Prasident-
schaft umgesetzt bzw. das in diesem Paket enthaltene Abkommen zur
Schaffung eines einheitlichen Gerichtssystems fiir Patentstreitigkeiten

férmlich unterzeichnet werden;
e Einigung Uber das Aktionsprogramm zum Verbraucherschutz;

e Befassung mit dem fur Mitte Februar 2013 fir den Bereich Verbraucher-
schutz und Binnenmarkt angekiindigten MaRnahmenpaket der Kommissi-

on;

e Gesellschaftsrechts- und der Rechnungslegungsrichtlinie sowie dem Ent-

wurf der Rechnungsprifungsrichtlinie und -verordnung.

Programm der irischen Prasidentschaft:
http://www.eu2013.ie/media/eupresidency/content/documents/EU-
Pres Prog GERMAN A4.pdf

Programm der Triopréasidentschaft (in englischer Sprache):

http://reqister.consilium.europa.eu/pdf/en/12/st17/st17426.en12.pdf



http://www.eu2013.ie/media/eupresidency/content/documents/EU-Pres_Prog_GERMAN_A4.pdf
http://www.eu2013.ie/media/eupresidency/content/documents/EU-Pres_Prog_GERMAN_A4.pdf
http://register.consilium.europa.eu/pdf/en/12/st17/st17426.en12.pdf

**x Europabericht der Vertretung des Freistaats Bayern bei der EU
ok Nr.: 01/2013 vom 11.01.2013

KOMMISSION BEGRUSST DIE BERICHTE DES EP ZUM DATENSCHUTZ
Am 08.01.2013 veroffentlichte das EP zwei Berichte des LIBE-Ausschusses zu
den im Januar 2012 von der Kommissionsvizeprasidentin und Justizkommissa-
rin Viviane Reding vorgelegten Legislativvorschlagen zur Uberarbeitung des
EU-Datenschutzrechts (EB 02/12) vor. Sowohl MdEP Jan-Philipp Albrecht
(Grune/DEU), der einen Bericht zum Vorschlag fiir eine Datenschutz-
Grundverordnung vorlegte, als auch MdEP Dimitrios Droutsas (S&D/GRC),
dessen Bericht sich mit dem Vorschlag fiir eine Richtlinie zum Schutz natirli-
cher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die zu-
standigen Behodrden zum Zwecke der Verhiltung, Aufdeckung, Untersuchung
oder Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung sowie zum freien
Datenverkehr befasst, unterstiitzen die Anstrengungen der Kommission, eine
einheitliche Datenschutzregelung zu schaffen und die unterschiedlichen Sys-
teme der Mitgliedstaaten anzugleichen, schlugen aber auch Anderungen und
Erganzungen im Text vor. Reding begrif3te die Berichte des EP und die darin
zum Ausdruck kommende grundséatzliche Zustimmung.

Tatséachlich Uben an den Vorschlagen der Kommission insbesondere die Mit-
gliedstaaten noch Kritik. Trotz vieler ungeklarter Fragen will die irische Rats-
prasidentschaft eine politische Einigung in ihrer Amtszeit erreichen (s. auch
Geschéftsbereich luK- und Medienpolitik in diesem EB). Als nachstes sollen
die Vorschlage zum Datenschutzpaket von den Justizministern auf dem infor-
mellen JI-Rat am 18.01.2013 in Dublin thematisiert werden.

Entwurf eines Berichts Uber den Vorschlag fur eine Richtlinie des Européi-
schen Parlaments und des Rates zum Schutz naturlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten durch die zustandigen Behérden zum
Zwecke der Verhiitung, Aufdeckung, Untersuchung oder Verfolgung von Straf-
taten oder der Strafvollstreckung sowie zum freien Datenverkehr:
http://www.europarl.europa.eu/meetdocs/2009 2014/documents/libe/pr/923/92
3072/923072de.pdf

Entwurf eines Berichts tiber den Vorschlag fir eine Verordnung des Européi-

schen Parlaments und des Rates zum Schutz natirlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr (Daten-
schutz-Grundverordnung):
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-
%2f%2fEP%2{%2fNONSGML%2bCOMPARL%2bPE-
501.927%2b02%2bDOC%2bPDF%2bV0%2{%2fDE



http://www.europarl.europa.eu/meetdocs/2009_2014/documents/libe/pr/923/923072/923072de.pdf
http://www.europarl.europa.eu/meetdocs/2009_2014/documents/libe/pr/923/923072/923072de.pdf
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-%2f%2fEP%2f%2fNONSGML%2bCOMPARL%2bPE-501.927%2b02%2bDOC%2bPDF%2bV0%2f%2fDE
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-%2f%2fEP%2f%2fNONSGML%2bCOMPARL%2bPE-501.927%2b02%2bDOC%2bPDF%2bV0%2f%2fDE
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-%2f%2fEP%2f%2fNONSGML%2bCOMPARL%2bPE-501.927%2b02%2bDOC%2bPDF%2bV0%2f%2fDE
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Pressemitteilung der Kommission:

http://europa.eu/rapid/press-release  MEMO-13-4 en.htm

Geschéaftsbereich Staatsministerium der Finanzen

IRISCHE PRASIDENTSCHAFT UND TRIOPRASIDENTSCHAFT IRLANDS,
LITAUENS UND GRIECHENLANDS: SCHWERPUNKTE AUS DEM
GESCHAFTSBEREICH DES STMF

Irland hat am 01.01.2013 von Zypern die Ratsprasidentschaft bis Mitte 2013
Ubernommen. Gleichzeitig begann auch eine neue Trioprasidentschaft, an der
Irland (erstes Halbjahr 2013), Litauen (zweites Halbjahr 2013) und
Griechenland (erstes Halbjahr 2014) beteiligt sind. Das Arbeitsprogramm des
irischen Vorsitzes tragt den Titel ,Fir Stabilitat, Arbeitsplatze und Wachstum®.
Zu den Prioritaten der irischen Ratsprasidentschaft im Finanzbereich gehért
die Realisierung einer Bankenunion. Weitere wichtige Themen sind u. a. der
Mehrjahrigen Finanzrahmen (MFR) 2014 - 2020, die Umsetzung des Europai-
schen Semesters, das Legislativpaket zur weiteren Starkung der haushalts-
und wirtschaftspolitischen Steuerung (sog. ,Two Pack®), die Verordnung tber
Markte fur Finanzinstrumente (MiFID/MIFIR), die Finanztransaktionssteuer, die
gemeinsame konsolidierte Kdrperschaftsteuerbemessungsgrundlage, die
Energiesteuer sowie MalRnahmen gegen Mehrwertsteuerbetrug (Reverse-
Charge-Verfahren, Schnellreaktionsmechanismus).

http://reqister.consilium.europa.eu/pdf/en/12/st17/st17426.en12.pdf

http://www.eu2013.ie/media/eupresidency/content/documents/EU-
Pres Prog GERMAN A4.pdf

GEMEINSAME BANKENAUFSICHT IM EURORAUM — SACHSTAND

Der ECOFIN-Rat hatte am 13.12.2012 seinen Standpunkt zu den beiden Ve-
rordnungsvorschlagen zur Einrichtung einer gemeinsamen Bankenaufsicht fiir
den Euroraum festgelegt (EB 22/12). Der ECON-Ausschuss des EP hatte tiber
seine Berichte zu den beiden Verordnungsentwirfen bereits am 03.12.2012
abgestimmt. Auf der Grundlage der Berichte des ECON-Ausschusses des EP
sowie der allgemeinen Ausrichtung des ECOFIN-Rates haben am 18.12.2012
und am 08.01.2013 die ersten beiden Trilogsitzungen stattgefunden, bei denen
im Wesentlichen die Positionen von Rat und EP ausgetauscht und erlautert

wurden. Angestrebt wird, dass in den Trilogverhandlungen eine Einigung bis
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Anfang Februar gefunden wird. Dann kénnte das Plenum des EP in der
Stral3burg-Woche vom 04. - 07.02.2013 Uber die Verordnungen abstimmen.
Dieser Zeitplan gilt aber als sehr ambitioniert.
http://register.consilium.europa.eu/pdf/en/12/st17/st17812.en12.pdf

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-
[[EP/ITEXT+REPORT+A7-2012-0392+0+DOC+XML+V0//DE
http://reqister.consilium.europa.eu/pdf/en/12/st17/st17813.en12.pdf

http://reqister.consilium.europa.eu/pdf/en/12/st17/st17813-co01.en12.pdf

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-
[IEP//ITEXT+REPORT+A7-2012-0393+0+DOC+XML+VO0//DE

INKRAFTTRETEN DES FISKALPAKTS

Der Vertrag Uber Stabilitat, Koordinierung und Steuerung in der Wirtschafts-
und Wahrungsunion (sog. ,Fiskalpakt‘) ist am 01.01.2013 in Kraft getreten. Der
Fiskalpakt war am 02.03.2012 von 25 EU-Mitgliedstaaten unterzeichnet wor-
den. Lediglich das Vereinigte Koénigreich und Tschechien hatten sich nicht
beteiligt. Der Vertrag konnte in Kraft treten, da er inzwischen von zwdlf Mit-
gliedstaaten des Euroraums ratifiziert wurde: Osterreich, Zypern, Deutschland,
Estland, Griechenland, Spanien, Finnland, Frankreich, Irland, Italien, Portugal
und Slowenien. Von den beteiligten Mitgliedstaaten aul3erhalb des Euroraums
wurde der Pakt bisher von Danemark, Litauen, Lettland und Rumanien unter-
zeichnet. Zentrale Regelung des Fiskalpaktes ist die Einfuhrung einer Schul-
denbremse in den nationalen Haushalten.
http://european-council.europa.eu/media/639244/04 - tscqg.de.12.pdf

BERICHT DER KOMMISSION ZU DEN LEISTUNGSBILANZ-
UBERSCHUSSEN IN EINIGEN MITGLIEDSTAATEN

Die Kommission hat am 18.12.2012 einen Bericht Uber die Leistungsbilanz-
Uberschiisse in einigen EU-Mitgliedstaaten verdffentlicht. Darin untersucht die
Kommission die Leistungsbilanziiberschiisse von sechs Mitgliedstaaten des
Euroraums (Osterreich, Belgien, Deutschland, Finnland, Niederlande,
Luxemburg) und von zwei Mitgliedstaaten aufRerhalb des Euroraums
(Schweden, Danemark). Nach dem Bericht hédngen die Leistungsbilanziiber-
schiisse und -defizite in den EU-Mitgliedstaaten eng zusammen. Eine Kausali-
tat zwischen Leistungsbilanziiberschiissen in einem Mitgliedstaat und Leis-

tungsbilanzdefiziten in einem anderen Mitgliedstaat konnte jedoch nicht fest-
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gestellt werden. Die Leistungsbilanziiberschiisse und -defizite werden im
Rahmen des Verfahrens wegen makrodkonomischer Ungleichgewichte Uber-
wacht. Grundlage hierfir ist der von der Kommission am 29.11.2012 veroffent-
lichte zweite Friihwarnbericht zur Bekdmpfung makroékonomischer Ungleich-
gewichte (EB 21/12). Deutschland unterliegt in diesem Verfahren derzeit keiner
eingehenden Uberprifung.

http://ec.europa.eu/economy _finance/publications/european _economy/2012/pd
flee-2012-9 en.pdf

BERICHT DER KOMMISSION ZUR  NACHHALTIGKEIT DER
OFFENTLICHEN FINANZEN IN DEN EU-MITGLIEDSTAATEN

Die Kommission hat am 18.12.2012 einen Bericht zur Nachhaltigkeit der 6ffent-
lichen Finanzen in den EU-Mitgliedstaaten veréffentlicht. Nicht untersucht wur-
den die Mitgliedstaaten Griechenland, Irland und Portugal, die einem umfas-
senden Anpassungsprogramm unterliegen. Kurzfristigen Risiken fiir die Nach-
haltigkeit der 6ffentlichen Finanzen sind aus Sicht der Kommission derzeit nur
Spanien und Zypern ausgesetzt. In der mittelfristigen Perspektive sieht die
Kommission fir Spanien, Zypern, Belgien, Slowenien und das Vereinigte
Konigreich hohe Risiken. Langfristig bestehen hohe Risiken fur die Nachhaltig-
keit der offentlichen Finanzen von Zypern, Belgien, Luxemburg, Slowenien und
der Slowakei. Fur Deutschland sieht die Kommission kurzfristig keine Risiken
und mittel- und langfristig nur geringe Risiken.
http://ec.europa.eu/economy_finance/publications/european economy/2012/pd
flee-2012-8 en.pdf

QUARTALSBERICHT DER TASK FORCE GRIECHENLAND

Die von der Kommission im Juli 2012 eingerichtete Task Force Griechenland
hat am 17.12.2012 ihren dritten vierteljahrlichen Bericht Gber die technische
Unterstlutzung fur Griechenland veréffentlicht. In dem Bericht wird ausgefuhrt,
dass sich die Zusammenarbeit mit den griechischen Behorden zwischen Mérz
und Juni 2012 vor allem aufgrund der beiden Wahlen in Griechenland sehr
schwierig gestaltete. Seit die neue griechische Regierung im Amt ist, habe sich
die Zusammenarbeit aber in einer ganzen Reihe von Handlungsbereichen
intensiviert, z. B. in den Bereichen Haushalt und Steuern, Korruptionsbekéamp-
fung sowie Reform der 6ffentlichen Verwaltung.

http://ec.europa.eu/commission 2010-2014/president/pdf/ar3_en.pdf
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Geschaftsbereich Staatsministerium fiur Wirtschaft, Infra-
struktur, Verkehr und Technologie

IRISCHE PRASIDENTSCHAFT UND TRIOPRASIDENTSCHAFT IRLANDS,
LITAUENS UND GRIECHENLANDS: SCHWERPUNKTE AUS DEM
GESCHAFTSBEREICH DES STMWIVT

Die irische Ratsprasidentschaft hat am 09.01.2013 ihr Programm fir das erste
Halbjahr 2013 vorgelegt, das sie unter den Titel ,Flr Stabilitat, Arbeitsplatze
und Wachstum® gestellt hat. Sie teilt es in drei Schwerpunkte ein: ,Nachhaltiger
Wiederaufschwung mit Blick auf die Menschen®, ,Investieren in beschafti-
gungsfreundliches Wachstum und in Europas Ressourcen® und schlieBlich
unter der Bezeichnung ,Europa und die Welt: eine Win-Win-Beziehung mit
unseren Partnern® eine enge Zusammenarbeit in den Auf3enbeziehungen. Als
zentrale Anliegen hebt sie die Weiterentwicklung der Bankenunion und das
effiziente Management des Europaischen Semesters 2013 zur wirtschafts-
politischen Koordinierung hervor. Weiterhin méchte sie die Verhandlungen
zum Mehrjahrigen Finanzrahmen (MFR) 2014 - 2020 und zu den davon ab-
héangenden Politikfeldern wie die Strukturpolitik und die verschiedenen Teile
der Connecting Europe-Fazilitdét (CEF) abschlieBen. Handelspolitisch méchte
Irland die Freihandelsabkommen mit Kanada und Singapur unter Dach und
Fach bringen.
http://www.eu2013.ie/media/eupresidency/content/documents/EU-

Pres Prog GERMAN_A4.pdf

WIRTSCHAFT MIT BINNENMARKT UND INDUSTRIE

EINIGUNG ZWISCHEN RAT UND EP ZUR ,STRATEGISCHEN
PROGRAMMIERUNG* IN DER KOHASIONSPOLITIK

Am 19.12.2012 hat der Ausschuss der Standigen Vertreter (AStV) einem zuvor
mit dem EP erreichten Kompromiss zur ,strategischen Programmierung“ der
Strukturfonds zugestimmt. Zwar gilt auch fur diese Zwischeneinigung im Zuge
von Trilogverhandlungen der Grundsatz ,Nichts ist entschieden, bis alles ent-
schieden ist“, doch verschafft sie den Mitgliedstaaten bereits eine belastbare
Grundlage fir die laufenden Vorbereitungen zur Programmierung der zukunfti-

gen Strukturférderperiode.
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KOMMISSION STELLT AKTIONSPLAN ZUR FORDERUNG VON
UNTERNEHMERTUM IN EUROPA VOR

Die Kommission hat am 09.01.2013 einen Aktionsplan zur Férderung des Un-
ternehmertums und der Unternehmerkultur in Europa vorgelegt. Er richtet sich
in erster Linie an die Mitgliedstaaten und Unternehmensverbande. Als ent-
scheidenden Faktor fir die Férderung des Unternehmertums sieht die Kom-
mission die allgemeine und berufliche Bildung, wie z. B. an Schulen und Uni-
versitaten. Darlber hinaus will sie mit konkreten MaBhahmen bestimmte Be-
volkerungsgruppen wie junge Menschen, Frauen, Senioren, Migranten und
Arbeitslose fur das Unternehmertum gewinnen. Weiterhin sieht der Aktionsplan
vor, Unternehmensgrindungen zu beschleunigen, Unternehmenstibertragun-
gen zu vereinfachen, den Zugang zu Finanzierungen zu verbessern und red-
lich gefiihrten Unternehmern eine zweite Chance nach der Insolvenz anzubie-
ten.

http://ec.europa.eu/enterprise/policies/sme/public-consultation/files/report-pub-

cons-entr2020-ap _de.pdf

http://europa.eu/rapid/press-release |P-13-12 de.htm?locale=en

NEUE BEIHILFELEITLINIEN FUR DIE FORDERUNG VON
BREITBANDVERBINDUNGEN

Die Kommission hat am 19.12.2012 neue Leitlinien fir Beihilfen im Zusam-
menhang mit dem Breitbandausbau vorgelegt; sie werden formell erst im
Januar beschlossen und dann im Amtsblatt veréffentlicht. Nach Ansicht der
Kommission gewahrleisten die neuen Leitlinien durchdachte staatliche MalR-
nahmen, die den Wettbewerb im geringstmdglichen Mal3e beschrénken. Die
Fordermdglichkeiten hdngen nach den Leitlinien davon ab, ob das betroffene
Gebiet als ,weiler Fleck®, ,grauer Fleck® oder ,schwarzer Fleck® eingestuft
wird, abhangig von der Breitband-Versorgungs- und Marktlage: Im Grundsatz
sind Beihilfen in ,weilRen®, d. h. bisher nicht oder wenig versorgten Gebieten
leichter moglich als in ,grauen Flecken®, in denen bereits eine Breitband-
versorgung besteht, allerdings lediglich durch einen Netzbetreiber. Keine Bei-
hilfen méchte die Kommission in ,schwarzen Gebieten* genehmigen, d. h. in
Gebieten mit mindestens zwei Breitbandnetzen, da hier bereits unter freien
Marktbedingungen und ohne Beihilfen die Versorgung gesichert sei. Diese
Unterscheidung gilt sowohl fur die Forderung einer Breitbandgrundversorgung

als auch von Hochgeschwindigkeitsnetzen (NGA-Netze).
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http://europa.eu/rapid/press-release |P-12-1424 de.htm

EUGH PRAZISIERT VORAUSSETZUNGEN EINER NICHT
AUSSCHREIBUNGSPFLICHTIGEN INHOUSE-VERGABE

Der EuGH hat im Rahmen eines Vorabentscheidungsverfahrens (verbundene
Rs. C-182/11 und C-183/11) seine Rechtsprechung zum sog. ,Kontrollkriteri-
um® bei ausschreibungsfreien Inhouse-Vergaben prazisiert. Nach der Recht-
sprechung ist eine Vergabe eines Auftrags an eine gegeniiber dem Auftrag-
geber formal und rechtlich verschiedene Stelle nur dann als Inhouse-Vergabe
zu qualifizieren und damit ohne offentliche Ausschreibung mdglich, wenn die
Gebietskorperschaft tUber die betroffene Stelle eine Kontrolle wie Uber eigene
Dienststellen ausubt. Im vorliegenden Fall war Auftragnehmer eine Aktien-
gesellschaft, an der mehrere Kommunen in sehr unterschiedlichem Umfang als
Anteilseigner beteiligt waren. Nach dem EuGH ist eine Inhouse-Vergabe an
diese Gesellschaft nur moglich, wenn jede der Stellen sowohl am Kapital als
auch an den Leitungsorganen der Einrichtung beteiligt ist, das heil3t die Kon-
trolle nicht allein einem Mehrheitseigner zukommt und die anderen offentlichen
Stellen ohne Einfluss bleiben (s. dazu Beitrag des StMI in diesem EB).
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=130625&page
Index=0&doclang=DE&mode=Ist&dir=&occ=first&part=1&cid=421285

EUGH PRAZISIERT ANWENDUNG DES VERGABERECHTS ZWISCHEN
OFFENTLICHEN STELLEN NACH DEN GRUNDSATZEN DES URTEILS
»STATDREINIGUNG HAMBURG*

Der EuGH hat im Rahmen eines Vorabentscheidungsverfahrens
(Rs. C-159/11) mit Urteil vom 19.12.2012 die Mdglichkeiten einer Vergabe
ohne Ausschreibung zwischen 6ffentlichen Stellen nach den Grundséatzen des
Urteils Stadtreinigung Hamburg (Urteil vom 09.07.2009, Kommissi-
on/Deutschland, C-480/06, Slg. 2009, 1-4747) préazisiert. Im vorliegenden Fall
ging es um eine Vergabe eines Forschungsauftrags an eine Universitat ohne
Ausschreibung. Verschiedene Kammern und Berufsverbénde erhoben darauf-
hin Klage wegen VerstoR3es gegen europaisches Vergaberecht. Nachdem der
EuGH feststellte, dass die Voraussetzungen einer Inhouse-Vergabe nicht er-
fullt sind, prufte er als zweite Ausnahmemaglichkeit, ob der Vertrag die Wahr-
nehmung einer beiden Stellen obliegenden 6&ffentlichen Aufgabe entsprechend

der genannten Rechtsprechung vorsieht, die bisher zu sehr verschiedenen
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Interpretationen Anlass gab und gibt. Dies verneinte er fir den konkreten Auf-
trag, da die Forschungsleistung im Allgemeinen von Ingenieuren oder Architek-
ten erbracht werden kénne (s. dazu Beitrag des StMI in diesem EB).
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=131982&page
Index=0&doclang=DE&mode=Ist&dir=&occ=first&part=1&cid=499803

VERKEHR

VERKEHRSRAT AM 19.12.2012: ALLGEMEINE AUSRICHTUNG ZUR
TECHNISCHEN UBERWACHUNG VON KRAFTFAHRZEUGEN,
SCHLUSSFOLGERUNGEN ZU LUFTF-AHRTAUSSENBEZIEHUNGEN

Der Rat der Verkehrsminister hat bei seiner Tagung am 19.12.2012 eine all-
gemeine Ausrichtung zum Vorschlag der Kommission flir eine Verordnung zur
technischen Uberwachung von Kraftfahrzeugen erzielt. Er hat dabei eine Viel-
zahl von Abanderungen des Kommissionsvorschlags beschlossen, insbeson-
dere die geplante Erhdhung der Priffrequenz fur altere PKW nicht Ubernom-
men und insoweit den geltenden Rechtszustand bestétigt. Zudem hat er den
vorgeschlagenen Rechtsformwechsel von der bisher geltenden Richtlinie auf
eine Verordnung zurlickgewiesen; der Rat moéchte den Rechtsbereich auch
zukinftig in einer Richtlinie regeln. Weiterhin verabschiedete der Rat Schluss-
folgerungen zu LuftfahrtauRenbeziehungen, in denen er sich klar zur Bedeu-
tung eines global wettbewerbsfahigen Luftverkehrs fiir die EU bekannte. Dar -
ber hinaus beschéftigte er sich in Aussprachen u. a. mit dem zukunftigen
Rechtsrahmen flir das Satellitennavigationssystem GALILEO und mit der
Connecting Europe-Fazilitat zur Finanzierung von Verkehrsinfrastruktur.

http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cms_data/docs/pressdata/en/trans/134

522.pdf

KOMMISSION GENEHMIGT DEUTSCHE BEIHILFEMASSNAHMEN:
FINANZIERUNG DES FLUGHAFENS BERLIN-BRANDENBURG,
PROGRAMM ZUR UMRUSTUNG VON GUTERWAGEN AUF
GERAUSCHARME BREMSEN

Die Kommission hat am 19.12.2012 mehrere beihilferechtliche Entscheidungen
getroffen, von denen zwei auch Deutschland betreffen: Zum einen hat die
Kommission die geplante Kapitalzufuhr der Anteilseigner Bund, Berlin und

Brandenburg an der Flughafen Berlin Brandenburg GmbH (FBB) zur Fertig-
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stellung des Flughafens und zur Verbesserung der SchallschutzmaRhahmen
fur die Anwohner gebilligt, zum anderen ein Férderprogramm des Bundes zur
Umriistung von Giterwagen auf gerdauscharme Bremsen.

http://europa.eu/rapid/press-release [P-12-1410 de.htm

http://europa.eu/rapid/press-release [P-12-1415 de.htm

KONSULTATION ZU MULTIMODALEN REISEPLANERN

Die Kommission hat am 19.12.2012 eine Konsultation zur Ausgestaltung und
Anwendung von Reiseplanungs- und Informationsinstrumenten, die multimoda-
le Reisewege abbilden kénnen, gestartet. Sie lauft bis zum 12.03.2013.

http://ec.europa.eu/transport/media/consultations/2013-03-12-mtpis_en.htm

TECHNOLOGIE UND INNOVATION

KONSULTATION ZUM BESSEREN SCHUTZ VON
GESCHAFTSGEHEIMNISSEN UND FORSCHUNGSWISSEN

Bereits am 11.12.2012 hat die Kommission eine Konsultation tber Méglichkei-
ten zur Verbesserung des Schutzes von geschaftlichen Geheimnissen einge-
leitet, insbesondere im Hinblick auf den Schutz von Forschungs- und Innovati-
onskompetenz. Sie geht davon aus, dass divergierende nationale Bestimmun-
gen den grenziberschreitenden Austausch solcher Informationen innerhalb
der EU gefahrden konnten, was fir die Entwicklung innovativer Produkte im
Binnenmarkt hinderlich sei. Beitrdge kdnnen bis zum 08.03.2013 abgegeben
werden.

http://ec.europa.eu/yourvoice/ipm/forms/dispatch?form=tradesecrets&lang=de

SONSTIGES

TABAKPRODUKTE: VORSCHLAG DER KOMMISSION ZUR ANDERUNG
DER RICHTLINIE

Die Kommission legte am 19.12.2012 einen Vorschlag zur Anderung der Ta-
bakprodukt-Richtlinie vor. Zigaretten, Tabak zum Selbstdrehen und rauchlose
Tabakerzeugnisse mit charakteristischen Aromen sowie mit Zusatzstoffen, die
die Toxizitdt oder das Suchtpotential noch erhdhen, sollen zukinftig verboten
sein. Ausgenommen vom Verbot von Inhaltsstoffen sind nach dem Vorschlag
Zigarren, Zigarillos und Pfeifentabak. Mit dem vorliegenden Vorschlag wird

zwar der bayerische Schnupftabak nicht grundsétzlich verboten, allerdings

17


http://europa.eu/rapid/press-release_IP-12-1410_de.htm
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-12-1415_de.htm
http://ec.europa.eu/transport/media/consultations/2013-03-12-mtpis_en.htm
http://ec.europa.eu/yourvoice/ipm/forms/dispatch?form=tradesecrets&lang=de

**x Europabericht der Vertretung des Freistaats Bayern bei der EU
ok Nr.: 01/2013 vom 11.01.2013

koénnte die Einstufung von Zusatzstoffen, wie z. B. Menthol, als ,charakteristi-
sches Aroma“ dennoch zu einem Verbot von Schnupftabak fiihren (s. dazu
Beitrag des StMUG in diesem EB).

http://europa.eu/rapid/press-release 1P-12-1391 de.htm

KONSULTATION ZUR FORDERUNG VON SCHIEFERGAS

Am 20.12.2012 hat die Kommission eine Online-Befragung zur zukinftigen
Gestaltung des Rahmens der Forderung von Schiefergas (shale gas) eroffnet.
Bis zum 23.03.2013 besteht fir Behorden, Blrger und Organisationen die
Mdglichkeit, per Internet einen Fragebogen zu beantworten und Vorstellungen
und Forderungen zu diesem Thema einzubringen (s. dazu Beitrag des StMUG
in diesem EB).

http://ec.europa.eu/environment/consultations/uff _en.htm

Geschéaftsbereich Staatsministerium fur Erndhrung, Land-
wirtschaft und Forsten

IRISCHE PRASIDENTSCHAFT UND TRIOPRASIDENTSCHAFT IRLANDS,
LITAUENS UND GRIECHENLANDS: SCHWERPUNKTE AUS DEM
GESCHAFTSBEREICH DES STMELF

Im Bereich Landwirtschaft erachtet die irische Prasidentschaft die Reform der
GAP und das von der Kommission noch vorzustellende, flnfteilige Gesetzes-
paket zur Uberarbeitung der Politik zur Tier- und Pflanzengesundheit (Gesetze
zur Tiergesundheit, Pflanzengesundheit, offizielle Kontrollen in der Nahrungs-
und Futtermittelkette, Marketing und Produktion von Saat- und Pflanzgut,
Finanzrahmen; s. hierzu Beitrag des StMUG in diesem EB) als prioritar. Ein
besonderer Schwerpunkt wird auf das Erreichen einer Einigung Uber die GAP-
Reform wahrend des irischen Vorsitzes gelegt. Voraussetzung fur eine Ent-
scheidung Uber die GAP und anderer Politikbereiche sei die Entscheidung
Uber den Mehrjéhrigen Finanzrahmen 2014 - 2020 (MFR). Deshalb werde die
irische Ratsprésidentschaft alles in ihrer Macht stehende tun, um beim MFR
eine Entscheidung herbeizufihren.

Programm der irischen Ratsprasidentschaft:
http://www.eu2013.ie/media/eupresidency/content/documents/EU-

Pres Prog GERMAN_A4.pdf

Programm der Trioprasidentschaft Irland-Litauen-Griechenland:
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http://reqister.consilium.europa.eu/pdf/en/12/st16/st16994.en12.pdf

ERGEBNISSE DES AGRARRATS AM 18./19.12.2012 IN BRUSSEL
Fischereithemen dominierten den Rat fUr Landwirtschaft und Fischerei am
18./19.12.2012 in Brussel. Fir den Bereich Landwirtschaft stellte die zyprische
Ratsprasidentschaft ihren Fortschrittsbericht zur GAP-Reform vor. Der
23-seitige Bericht, der im Rat breite Zustimmung erhielt, fasst die im zweiten
Halbjahr 2012 erreichten Fortschritte der Ratsverhandlungen zu den Entwirfen
der GAP-Verordnungen zusammen, zeigt aber auch noch zentrale offene Fra-
gen auf. Einige davon muissen vom Européischen Rat der Staats- und Regie-
rungschefs (ER) im Rahmen der Verhandlungen zum MFR entschieden wer-
den. Vor der Presse sagte der scheidende zyprische Ratspréasident Sofoclis
Aletraris, dass eine griinere GAP durch unzureichende Haushaltsmittel fir die
EU-Agrarpolitik geféhrdet werde. Simon Coveney, der als irischer Landwirt-
schaftsminister Anfang 2013 die Ratsprasidentschaft ibernommen hat, kiindig-
te an, bis Méarz 2013 eine Ratsposition erarbeiten zu wollen. Triloggesprache
kénnten dann direkt nach der EP-Plenarabstimmung beginnen. Agrarkommis-
sar Ciolog erlauterte und begrifRte die Ergebnisse der hochrangigen Gruppe
Wein. Die dort erzielte Ubereinkunft fand breite Unterstiitzung der Mitglied-
staaten. Nach dem von Ciolog vorgetragenen Erfahrungsbericht der Kommis-
sion zur Weinmarktreform 2008 ist die Reform des Weinsektors erfolgreich
durchgefiihrt worden. Die Schlussfolgerungen der Kommission zum Milch-
sektor (EB 22/12), dass der reibungslose Ausstieg aus der Milchquoten-
regelung (,soft landing®) auf dem richtigen Weg sei, wurde von einigen Mit-
gliedstaaten unter Hinweis auf ihre Milchquoten in den letzten Wirtschafts-
jahren bestritten. FlUnf Mitgliedstaaten forderten eine Verlangerung der Milch-
quotenregelung Uber 2015 hinaus.

Pressemitteilung des Rates:
http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cms_data/docs/pressdata/en/agricult/1

34437.pdf
Fortschrittsbericht zur GAP-Reform:

http://reqister.consilium.europa.eu/pdf/de/12/st17/st17592.del2.pdf

Erfahrungsbericht der Kommission zur Weinmarktreform 2008:
http://reqister.consilium.europa.eu/pdf/de/12/st17/st17630.de12.pdf
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EP-AGRARAUSSCHUSS STELLT KOMPROMISSANDERUNGSANTRAGE
ZU GAP-VERORDNUNGEN VOR

Am 18.12.2012 stellten der Vorsitzende des EP-Agrarausschusses, Paolo De
Castro (S&D/ITA) und die EP-Berichterstatter, Luis Manuel Capoulas Santos
(S&D/PRT -Direktzahlungen und Il&ndliche Entwicklung), Michel Dantin
(EVP/FRA — Gemeinsame Marktorganisation) und Giovanni La Via (EVP/ITA —
Horizontale Verordnung) im Rahmen einer Pressekonferenz die mit den Schat-
tenberichterstattern der Fraktionen ausgehandelten Kompromissanderungs-
antrage (KAA) zu den GAP-Verordnungen vor. Sie fassen die mehr als 7.000
Anderungsantrage, die von einzelnen Abgeordneten zu den Legislativ-
vorschlagen der Kommission eingereicht wurden, auf insgesamt 279 KAA zu-
sammen. Nach Auskunft von De Castro soll am 23./24.01.2012 im EP-
Agrarausschuss iiber die KAA (die bis dahin in alle EP-Amtssprachen iiber-
setzt werden) abgestimmt werden. Die endgiltige Abstimmung Uber die Be-
richte im Agrarausschuss soll erst nach einer Einigung des ER Uber den MFR
erfolgen. Die Plenarabstimmung solle beim Marzplenum (11. - 14.03.2013)
stattfinden, der Trilog mit Rat und Kommission kénnte direkt im Anschluss,
Mitte Marz 2013, beginnen. Das EP verfolge fur die GAP-Reform folgende
Ziele: (i) weniger Burokratie (Flexibilitdét und Vereinfachung), (ii) mehr 6kologi-
sche Nachhaltigkeit, (iii) mehr soziale und 6konomische Nachhaltigkeit, so
De Castro. Fiur seinen Bereich zeigte sich Capoulas Santos sicher, dass die
gefundenen KAA im EP mehrheitsfahig seien, zu einigen Punkten werde ein-
stimmig entschieden, zu anderen mit einfacher Mehrheit.

Aufzeichnung der Pressekonferenz:
http://www.europarl.europa.eu/ep-live/de/other-events/video?event=20121218-
1145-SPECIAL

Kompromissanderungsantrage:

http://www.europarl.europa.eu/committees/de/agri/amendments.html#menuzon

e
STAATMINISTER BRUNNER FORDERT ERHALTUNG EINER VITALEN
BERGLANDWIRTSCHAFT

Bei der Konferenz ,Eine starke GAP — Garant fur eine vitale Berglandwirt-
schaft®, die am 09.01.2013 in der Bayerischen Vertretung in Briissel stattfand,
forderte Bayerns Landwirtschaftsminister Brunner eine wirksame Unterstt-

zung der Bergbauern im Rahmen der GAP. Brunner hatte gemeinsam mit den
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Landesraten und Assessori der Autonomen Provinz Bozen-Sudtirol, der Bun-
deslander Tirol, Vorarlberg und Salzburg sowie der Autonomen Provinz Trient
zu der Diskussion geladen, an der auch Agrarkommissar Dacian Ciolog, Abge-
ordnete des EP, darunter der Vorsitzende des EP-Agrarausschusses, Paolo
De Castro (S&D/ITA), sowie hochrangige Vertreter weiterer Bergregionen teil-
nahmen. Auch Ciolos machte die spezifischen Anforderungen im Berggebiet
deutlich. Er erlauterte, welche Mdglichkeiten die von der Kommission vorge-
schlagenen MalRnahmen der 1. und 2. Saule GAP fir die Bergregionen bieten.
Dariiber hinaus aufRerte der Kommissar noch einmal Bedenken gegeniiber den
im Rat diskutierten Kirzungen des Agrarbudgets, welche die GAP gefahrde-
ten.

KOMMISSION ZIEHT POSITIVES ZWISCHENFAZIT ZUM EU-
SCHULOBSTPROGRAMM

Am 18.12.2012 hat die Kommission einen Bericht zum EU-Schulobstprogramm
veroffentlicht. Im Rahmen des Programms wurde im Schuljahr 2010/2011 kos-
tenlos Obst und Gemuise an 8 Mio. Kinder an 54.000 Schulen in 25 Mitglied-
staaten verteilt. Nach drei Jahren Laufzeit sei das Programm erfolgreich in den
Mitgliedstaaten verankert worden. Nach anfanglichen Startschwierigkeiten
funktioniere es immer besser, wenngleich es noch zu frih sei, um endgtiltige
Schlussfolgerungen zu ziehen. Um die Wirksamkeit weiter zu erhéhen, wird
u. a. empfohlen, (i) den EU-Kofinanzierungsanteil anzuheben, eine (ii) ausrei-
chende Verteilungsdauer und eine (iii) ausreichende Angebotsvielfalt sicherzu-
stellen, (iv) das Programm starker auf ,schwachere® Gruppen zu fokussieren
und (v) EU-Foérderung auch fiir die flankierenden MalBhahmen zu ermdéglichen,
die bislang alleine von den Mitgliedstaaten finanziert werden. AulRerdem er-
neuert die Kommission ihre bereits in den GAP-Reformvorschlagen enthaltene
Empfehlung, das Budget fur das Programm von 90 Mio. € auf 150 Mio. € auf-
zustocken. Damit greift der Kommissionsbericht die wesentlichen Empfehlun-
gen einer im Oktober 2012 verdffentlichten Evaluierungsstudie auf, die zwei
Consultingfirmen im Auftrag der Kommission durchgefuhrt hatten (EB 19/12).
Vollstandiger Bericht:

http://ec.europa.eu/agriculture/sfs/documents/documents/com2012-768 de.pdf

Pressemitteilung der Kommission:

http://ec.europa.eu/agriculture/newsroom/97 en.htm
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KOMMISSION STARTET OFFENTLICHE KONSULTATION ZU
STAATLICHEN BEIHILFEN FUR LAND- UND FORSTWIRTSCHAFT

Bis 20.03.2013 kénnen Interessengruppen an der 6ffentlichen Konsultation zu
Staatsbeihilfen im Bereich Land- und Forstwirtschaft teilnehmen. Die am
20.12.2012 gestartete Konsultation findet im Kontext der Modernisierung des
Beihilferechts durch die Kommission statt. Die Ergebnisse werden in die Uber-
prifung dieser beihilferechtlichen Regelungen einflieBen. Die Kommission
verfolgt damit das Ziel, Wettbewerbsverzerrungen auf dem Binnenmarkt zu
reduzieren und Entscheidungen zu beschleunigen. Da die glltige Rechts-
grundlage am 31.12.2013 auslauft, sollen die Vorschriften fur den Forderzeit-
raum 2014 - 2020 angepasst werden.

Konsultation und Information:

http://ec.europa.eu/agriculture/stateaid/policy/consultation/index_en.htm

EUROSTAT VEROFFENTLICHT AGRAR-, FISCHEREI- UND
FORSTWIRTSCHAFTSSTATISTIKEN FUR DAS JAHR 2012

Am 18.12.2012 veroffentlichte Eurostat ausgewahlte Tabellen und Graphiken
mit Statistiken zu Agrar-, Fischerei- und Forstwirtschaft. Sie bieten einen Uber-
blick Uber den EU-Agrarsektor. Anlasslich des 50. Jubilaums der GAP im Jahr
2012 werden in einem Kapitel die Daten zur GAP von ihrer Anfangszeit bis
heute bereitgestellt. Ein weiteres Kapitel prasentiert die Ergebnisse der jings-
ten Landwirtschaftserhebung auf européischer Ebene. Die ubrigen Kapitel
beschéaftigen sich mit der Wirtschaft des landwirtschaftlichen Sektors, der
landwirtschaftlichen Erzeugung, Landwirtschaft und Umwelt, der landlichen
Entwicklung sowie mit Forstwirtschaft- und Fischereistatistiken.

Vollstandige Veroffentlichung:

http://epp.eurostat.ec.europa.eu/cache/ITY OFFPUB/KS-FK-12-001/EN/KS-
FK-12-001-EN.PDF

Pressemitteilung von Eurostat:
http://epp.eurostat.ec.europa.eu/cache/ITY PUBLIC/5-18122012-BP/DE/5-
18122012-BP-DE.PDF
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Geschéaftsbereich Staatsministerium fur Arbeit und Sozial-

ordnung, Familie und Frauen

IRISCHE PRASIDENTSCHAFT UND TRIOPRASIDENTSCHAFT IRLANDS,
LITAUENS UND GRIECHENLANDS: SCHWERPUNKTE AUS DEM
GESCHAFTSBEREICH DES STMAS

Als Prioritat seiner halbjahrigen Prasidentschaft, die am 01.01.2013 begonnen
hat, bezeichnet Irland die Unterstiitzung der wirtschaftlichen Wiederbelebung
Europas sowie des sozialen Zusammenhalts. In diesem Zusammenhang sol-
len Wachstumsimpulse gesetzt werden, die sich in der Schaffung von Arbeits-
platzen niederschlagen. Gleichzeitig wolle sich der Vorsitz fir die wirksame
Umsetzung der neuen Maflinahmen der EU zur wirtschaftspolitischen Steue-
rung einsetzen, besonders fir den Prozess des Européischen Semesters. Als
Schlisselthema bezeichnete Irland die Bekdmpfung der Ursachen der
Jugendarbeitslosigkeit. Zudem werden im gegenwartigen Europaischen Jahr
der Birgerinnen und Burger 2013 Fortschritte bei Initiativen zur Férderung der
Mobilitat in der EU und zum Schutz von Arbeitnehmerrechten angestrebt.

http://www.eu2013.ie/de/irland-die-prasidentschaft/

BERICHT ZU BESCHAFTIGUNG UND SOZIALER LAGE VORGESTELLT:
SCHERE ZWISCHEN NORDLICHEN UND SUDLICHEN LANDERN DES
EURORAUMS

Im Siden und Osten Europas erreiche die Arbeitslosigkeit sowie das Armuts-
und Ausgrenzungsrisiko Hochstwerte, wahrend dagegen Deutschland, die
nordischen Lander, Polen und Frankreich vergleichsweise gut dastiinden. Zu
diesem Fazit kommt die Kommission in ihrem am 08.01.2013 vorgelegten Jah-
resbericht zur Beschéaftigung und sozialen Lage. Nach funf Jahren Wirtschafts-
krise und einem erneuten Konjunktureinbruch im Jahr 2012 habe die Arbeits-
losigkeit Werte erreicht, die es seit rund 20 Jahren nicht mehr gegeben habe,
teilte die Kommission mit, und verwies auch darauf, dass das Einkommen der
Haushalte geschrumpft sei und das Armuts- und Ausgrenzungsrisiko steige.
Die durchschnittliche Arbeitslosigkeit in der EU liege nun bei rund 11 %, so der
EU-Sozialbericht.
http://ec.europa.eu/social/main.jsp?catld=738&langld=en&publd=7315
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KOMMISSION: VORUBERGEHENDE BESCHRANKUNG DES ZUGANGS
ZUM SPANISCHEN ARBEITSMARKT FUR RUMANISCHE ARBEITNEHMER
VERLANGERT

Die Kommission hat dem Antrag Spaniens vom 13.12.2012 stattgegeben, auf-
grund der ,erheblich gestorten Arbeitsmarktsituation“ die vorlibergehende Be-
schrankung des Zugangs rumanischer Arbeitnehmer zum spanischen Arbeits-
markt bis 31.12.2013 zu verlangern. Dies teilte die Kommission am 21.12.2012
mit. Spanien hatte seinen Arbeitsmarkt fir ruménische und bulgarische Arbeit-
nehmer im Jahr 2009 zunéchst gedtffnet. Im August 2011 hatte die Kommission
jedoch Spanien bereits erméchtigt, die Freizligigkeit ruméanischer Arbeithehmer
bis 31.12.2012 zu beschrénken (EB 15/11).

http://europa.eu/rapid/press-release [P-12-1440 en.htm?locale=en

EINIGUNG ZWISCHEN RAT UND EP ZUR ,STRATEGISCHEN
PROGRAMMIERUNG* IN DER KOHASIONSPOLITIK

Am 19.12.2012 hat der Ausschuss der Sténdigen Vertreter (AStV) einem zuvor
mit dem EP erreichten Kompromiss zur ,strategischen Programmierung“ der
Strukturfonds zugestimmt. Zwar gilt auch fir diese Zwischeneinigung im Zuge
von Trilogverhandlungen der Grundsatz ,Nichts ist entschieden, bis alles ent-
schieden ist“, doch verschafft sie den Mitgliedstaaten bereits eine belastbare
Grundlage fur die laufenden Vorbereitungen zur Programmierung der zukunfti-

gen Strukturférderperiode (s. hierzu Beitrag des StMWIVT in diesem EB).

TABAKPRODUKTE: VORSCHLAG DER KOMMISSION ZUR ANDERUNG
DER RICHTLINIE

Die Kommission legte am 19.12.2012 einen richtungsweisenden Vorschlag zur
Anderung der Tabakprodukt-Richtlinie vor. Zigaretten, Tabak zum Selbst-
drehen und rauchlose Tabakerzeugnisse mit charakteristischen Aromen sowie
mit Zusatzstoffen, die die Toxizitat oder das Suchtpotential noch erhéhen, wer-
den verboten. Ausgenommen von dem Anwendungsbereich der Vorschriften
Uber das Verbot von Inhaltsstoffen sind Zigarren, Zigarillos und Pfeifentabak.
Mit dem vorliegenden Vorschlag wird zwar der bayerische Schnupftabak nicht
grundséatzlich verboten, allerdings kénnte die Einstufung von Zusatzstoffen, wie
z. B. Menthol, als ,charakteristisches Aroma“ dennoch zu einem Verbot von
Schnupftabak fuhren (s. Beitrag des StMUG in diesem EB).
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Geschéaftsbereich Staatsministerium fur Unterricht und Kul-

tus

IRISCHE PRASIDENTSCHAFT UND TRIOPRASIDENTSCHAFT IRLANDS,
LITAUENS UND GRIECHENLANDS: SCHWERPUNKTE AUS DEM
GESCHAFTSBEREICH DES STMUK

Vorrangiges Ziel der irischen Ratsprasidentschaft ist der Abschluss der Ver-
handlungen zum kiinftigen Bildungs-, Jugend- und Sportprogramm fir die
nachste Forderperiode (2014 - 2020). Mit Blick auf die derzeitige Krise auf dem
Arbeitsmarkt, insbesondere auch in Bezug auf junge Menschen, hebt die
Prasidentschaft unter Verweis auf die wichtige Rolle der Bildung in der Wachs-
tumsstrategie Europa 2020 zudem die Bedeutung des Bildungsbereichs als
Motor flr den wirtschaftlichen Wiederaufschwung, fir sozialen Zusammenhalt
und Armutsbekampfung hervor und kiindigt im Rat Initiativen an, die die Ent-
wicklung einer wissensbasierten und innovationsgelenkten Wirtschaft unter-
stitzen. Ein Schwerpunkt im Jugendbereich stellt flr die gesamte Trioprasi-
dentschaft Irlands, Litauens und Griechenlands die soziale Integration dar.

Das Programm des irischen Ratsvorsitzes steht unter folgender Adresse zur
Verfugung:

http://www.eu2013.ie/media/eupresidency/content/documents/EU-

Pres Prog GERMAN_A4.pdf

Das Programm der Trioprasidentschaft Irlands, Litauens und Griechenlands

findet sich unter.

http://www.eu2013.ie/media/eupresidency/content/documents/Trio-

Programme.pdf

BILDUNGSAUSSCHUSS DES RATES BERAT ERSTMALS UBER RATS-
SCHLUSSFOLGERUNGEN ZUR MITTEILUNG ,,NEUE DENKANSATZE FUR
DIE BILDUNG“ SOWIE ZUM JAHRESWACHSTUMSBERICHT 2013

Mit dem Ziel der Verabschiedung durch den Bildungsministerrat am
15.02.2013 hat der irische Ratsvorsitz im Bildungsausschuss des Rates in
dessen ersten Sitzung am 08.01.2013 einen ersten Entwurf von Ratsschluss-
folgerungen zur Kommissionsmitteilung ,neue Denkansatze fir die Bildung®
und zum Jahreswachstumsbericht 2013 (EB 21/12) zur Diskussion gestellt. Mit
dem Dokument will die Ratsprasidentschaft die Rolle der allgemeinen und
beruflichen Bildung in der Europa-2020-Strategie starken, indem die Mitglied-
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staaten zu Reformen zu den insbesondere in den l&anderspezifischen Empfeh-
lungen identifizierten Hauptherausforderungen aufgefordert werden. Ange-
strebt wird zudem die Vertiefung der offenen Koordinierungsmethode im Bil-
dungsbereich mit Blick auf die Europa-2020-Strategie, u. a. durch eine engere
Zusammenarbeit zwischen Bildungs- und Beschéaftigungsbereich, etwa im
Rahmen der Durchfihrung gemeinsamer Peer Reviews zu bildungsbezogenen
Themen, und durch die Diskussion mdglicher landerspezifischer Empfehlun-
gen auch im Bildungsausschuss. Der Entwurf sieht zudem vor, dass die Mit-
gliedstaaten u. a. die Bestrebungen der Kommission begrii3en, die einzelnen

Lénder in ihren Reformbemuhungen intensiver zu unterstitzen.

Geschéaftsbereich Staatsministerium fir Wissenschaft, For-

schung und Kunst

IRISCHE PRASIDENTSCHAFT UND TRIOPRASIDENTSCHAFT IRLANDS,
LITAUENS UND GRIECHENLANDS: SCHWERPUNKTE AUS DEM
GESCHAFTSBEREICH DES STMWFK

Fur die Politikfelder Forschung, Hochschulpolitik und Kultur plant die irische
Prasidentschaft in erster Linie den Abschluss der EU-Férderprogramme fiir die
Periode 2014 - 2020: ,Horizont 2020“ im Bereich Forschung, ,Erasmus fir alle®
im Bereich Hochschulen und ,Kreatives Europa“ im Bereich Kultur. Weitere
Themen von hochrangiger Bedeutung werden die weitere Entwicklung des
Europaischen Forschungsraums (EFR) sowie Analyse und Fortschreibung des
Ratsarbeitsplans fur Kultur darstellen. Erhebliche Auswirkungen auf die Berei-
che Wissenschaft, Forschung und Kunst werden auch die Querschnittsthemen
Beihilfenreform sowie geistiges Eigentum und Nutzungsrechte entwickeln. Wie
auch schon die zyprische Prasidentschaft legen die irische sowie die kiinftigen
litauischen und griechischen Prasidentschaften dabei in etwa gleichrangigen
Wert auf soziale Kohasion und wirtschaftliche Entwicklung.

Irisches Prasidentschaftsprogramm:
http://www.eu2013.ie/media/eupresidency/content/documents/EU-

Pres Prog GERMAN_A4.pdf

Programm Trioprasidentschaft Irland — Litauen — Griechenland:

http://reqister.consilium.europa.eu/pdf/en/12/st16/st16994.en12.pdf
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KOMITEE ZUR SUCHE NACH KUNFTIGEM PRASIDENTEN DES
EUROPAISCHEN FORSCHUNGSRATES EINGESETZT

Im Prozess zur Bestimmung des kiinftigen Prasidenten des Europaischen For-
schungsrates (ERC) hat die Kommission am 19.12.2012 ein siebenkdpfiges
Expertengremium benannt. Dieses soll bis zum Ausscheiden der jetzigen
Prasidentin, der Wiener Soziologin Prof. Helga Nowotny, am 01.01.2014 Vor-
schlage fur eine geeignete Nachfolge unterbreiten. Kiinftig soll die Prasiden-
tenfunktion hauptamtlich von Brussel aus erfullt werden. Die Amtszeit ist dabei
auf vier Jahre befristet mit der Moglichkeit der einmaligen Wiederwahl. Den
Vorsitz der hochrangigen Expertenrunde wird Lord Sainsbury of Turville,
Kanzler der Universitat Cambridge und ehemaliger britischer Wissenschafts-
minister, haben. Deutsches Mitglied des Findungsgremiums ist der aus Bayern
stammende Biophysiker Erwin Neher, Direktor emeritus am Max-Planck-Institut
fur biophysikalische Chemie und Nobelpreistrager fir Medizin.

Mitteilung des ERC:

http://erc.europa.eu/sites/default/files/document/file/erc_taskforce report 2011

-pdf

EIP — EUROPAISCHE INNOVATIONSPARTNERSCHAFT IM WASSER-
SEKTOR - AUFRUF ZUM EINREICHEN VON FORSCHUNGSPROJEKTEN
Am 18.12.2012 hat die Kommission im Rahmen des strategischen Umset-
zungsplans der Europaischen Innovationspartnerschaft (EIP) ,Wasser® die
Bereitstellung von 40 Mio. € aus dem 7. Forschungsrahmenprogramm fir For-
schungsprojekte bzw. Innovationen im Wassersektor beschlossen. Bis zum
04.04.2013 sind die Akteure im Wasserbereich aufgerufen, ihre Vorschlage fur
Projekte, die die Ziele der EIP fordern, einzureichen (s. hierzu Beitrag des
StMUG in diesem EB).

EIP:

http://ec.europa.eu/environment/water/innovationpartnership/index_en.htm

Forschungsaufruf fiir Projekte:
http://cordis.europa.eu/fetch?CALLER=FP7 NEWS&ACTION=D&RCN=34831
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Geschéaftsbereich Staatsministerium fur Umwelt und Ge-
sundheit

IRISCHE PRASIDENTSCHAFT UND TRIOPRASIDENTSCHAFT IRLANDS,
LITAUENS UND GRIECHENLANDS: SCHWERPUNKTE AUS DEM
GESCHAFTSBEREICH DES STMUG

Irlands Vorsitz im Rat der Europaischen Union steht ganz im Zeichen der wirt-
schaftlichen Stabilitatssicherung und der Sicherstellung, dass diese zu Ar-
beitsplatzen und Wachstum fihren wird. Umwelt- und Gesundheitsthemen
stehen, wie bereits unter zyprischem Vorsitz, nur insofern im Zentrum des
Prasidentschaftsprogramms, als dass sie nachhaltige Beitrdge zum Wirt-
schaftswachstum liefern.

http://www.eu2013.ie/media/eupresidency/content/documents/A4-Programme-

4.pdf

NEUE EUROBAROMETER-UMFRAGE ZUR LUFTQUALITAT

Am 08.01.2013 hat die Kommission die Ergebnisse der jingsten Eurobarome-
ter-Umfrage bezuglich der ,Einstellung der Europaer zur Luftqualitat” veroffent-
licht. Laut dieser Umfrage meint die Mehrheit von 79 % der EU-Blrger, dass
sich die Luftqualitat in der vergangenen Dekade verschlechtert habe und dass
deshalb zusétzliche MaBnahmen auf EU-Ebene erforderlich seien, um der
Luftverschmutzung entgegenzuwirken. Die Umfrage zeigt jedoch auch, dass
nur ca. 25 % der mehr als 25.000 befragten Blrger Uber die Existenz der EU-
Luftqualitatsnormen und den nationalen Emissionshéchstmengen Bescheid
wissen und dass sich die meisten Europder nur ungeniigend Uber die Luft-
qualitat informiert fihlen.

Flash-Eurobarometer ,Einstellung der Europaer zur Luftqualitat”:

http://ec.europa.eu/public_opinion/flash/fl 360 fact de de.pdf

Gesamtbericht in englischer Sprache:

http://ec.europa.eu/public_opinion/flash/fl 360 en.pdf

KONSULTATION ZUR FORDERUNG VON SCHIEFERGAS

Am 20.12.2012 hat die Kommission eine Online-Befragung zur zukinftigen
Gestaltung des Rahmens der Forderung von Schiefergas (shale gas) eroffnet.
Bis zum 23.03.2013 besteht fir Behorden, Biurger und Organisationen die

Méglichkeit, per Internet einen Fragebogen zu beantworten und Vorstellungen
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und Forderungen zu diesem Thema einzubringen.

http://ec.europa.eu/environment/consultations/uff en.htm

EIP — EUROPAISCHE INNOVATIONSPARTNERSCHAFT IM WASSER-
SEKTOR - AUFRUF ZUM EINREICHEN VON FORSCHUNGSPROJEKTEN
Am 18.12.2012 wurde von der Kommission im Rahmen des strategischen Um-
setzungsplans der Europdaischen Innovationspartnerschaft (EIP) ,Wasser® die
Bereitstellung von 40 Mio. € aus dem 7. Forschungsrahmenprogramm fir For-
schungsprojekte bzw. Innovationen im Wassersektor beschlossen. Bis zum
04.04.2013 sind die Akteure im Wasserbereich aufgerufen, ihre Vorschlage fur
Projekte, die die Ziele der EIP férdern, einzureichen.

EIP:

http://ec.europa.eu/environment/water/innovationpartnership/index_en.htm

Forschungsaufruf flr Projekte:
http://cordis.europa.eu/fetch?CALLER=FP7 NEWS&ACTION=D&RCN=34831

TABAKPRODUKTE: VORSCHLAG DER KOMMISSION ZUR ANDERUNG
DER RICHTLINIE

Die Kommission legte am 19.12.2012 einen richtungsweisenden Vorschlag zur
Anderung der Tabakprodukt-Richtlinie vor. Zigaretten, Tabak zum Selbst-
drehen und rauchlose Tabakerzeugnisse mit charakteristischen Aromen sowie
mit Zusatzstoffen, die die Toxizitat oder das Suchtpotential noch erhdhen, wer-
den verboten. Ausgenommen von dem Anwendungsbereich der Vorschriften
Uber das Verbot von Inhaltsstoffen sind Zigarren, Zigarillos und Pfeifentabak.
Mit dem vorliegenden Vorschlag wird zwar der bayerische Schnupftabak nicht
grundsatzlich verboten, allerdings kdénnte die Einstufung von Zusatzstoffen, wie
z. B. Menthol, als ,charakteristisches Aroma“ dennoch zu einem Verbot von
Schnupftabak fuhren.

Vorschlag der Tabakprodukt-Richtlinie:
http://ec.europa.eu/health/tobacco/docs/com 2012 788 de.pdf

Weitere Informationen zu Tabakerzeugnissen:

http://ec.europa.eu/health/tobacco/products/index_de.htm

Durchfuhrungsrichtlinie:

http://eur-
lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=0J:L:2012:356:0068:0070:DE:PD
F
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Informationen Uber die grenziiberschreitende Gesundheitsversorgung:

http://ec.europa.eu/health/cross border care/policy/index de.htm

GEMEINSAME REGELN FUR ARZTLICHE VERSCHREIBUNGEN IM EU-
AUSLAND

Am 20.12.2012 hat die Kommission EU-weit gultige Regeln daflir verabschie-
det, welche Elemente eine arztliche Verschreibung mindestens enthalten
muss, die ein Patient in einem anderen Mitgliedstaat vorlegt als in dem, in dem
die Verschreibung ausgestellt wurde. Die Bestimmungen Uber einheitliche
Angaben zur Identifizierung von Patient, verschreibender Person und ver-
schriebenem Produkt werden in Form einer Durchfihrungsrichtlinie erlassen
und sind von den Mitgliedstaaten bis zum 25.10.2013 in innerstaatliches Recht

umzusetzen.

Geschaftsbereich luK- und Medienpolitik

IRISCHE PRASIDENTSCHAFT UND TRIOPRASIDENTSCHAFT IRLANDS,

LITAUENS UND GRIECHENLANDS: SCHWERPUNKTE AUS DEM

GESCHAFTSBEREICH DER IUK- UND MEDIENPOLITIK

Mit dem Jahreswechsel hat Irland die EU-Ratsprasidentschaft ibernommen.

Zu den Schwerpunkten gehdéren im Bereich Audiovisuelles:

e Oberste Prioritat hat das neue EU-Programm ,Kreatives Europa“ zur Un-
terstitzung des Kultur- und Kreativsektors einschlie3lich der européischen

Filmindustrie.

e Im Bereich Geistiges Eigentum soll die Reformierung des Urheberrechts
(EB 12/12) vorangetrieben werden, um kinstlerische Werke einem breiten
Publikum zuganglich zu machen und gleichzeitig eine faire Entlohnung der
Kunstler zu garantieren. Konkret soll an der Richtlinie zur kollektiven Rech-
tewahrnehmung gearbeitet werden, um Fragen wie die Mehrgebietslizen-

sierung fir den Onlineverkauf von Musik zu klaren.

Zu den Schwerpunkten gehoren im Bereich Telekommunikation und Internet:

e Die Weiterentwicklung des digitalen Binnenmarkts soll nachhaltiges
Wachstum bringen sowie den grenziuberschreitenden Handel und die
Wettbewerbsféhigkeit der EU starken. Die irische Ratsprasidentschaft

mdchte zu diesem Zweck Legislativwvorhaben auf den Gebieten der Netz-
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und Informationssicherheit, der e-Signaturen, des Datenschutzes, des
Ausbau der Hochgeschwindigkeitsnetze sowie der Barrierefreiheit 6ffentli-
cher Webseiten (EB 22/12) voranbringen. Mit diesen Themen befasst sich

auch die Digitale Versammlung, die im Juni 2013 in Dublin stattfinden wird.

e Prioritat hat fur den irischen Vorsitz eine gut ausgebaute Breitband-
abdeckung einschlie3lich eines kostenginstigen Hochgeschwindigkeits-
breitbandes als Voraussetzung fiur die Vollendung des digitalen Binnen-
marktes. Hierzu soll mit allen Beteiligten zusammengearbeitet werden, um
den fur Ende des ersten Quartals 2013 erwarteten Kommissionsvorschlag
zlgig umzusetzen und dadurch den Ausbau hochwertiger, sicherer und

bezahlbarer Hochgeschwindigkeitsnetze voranzutreiben.

KOMMISSION SETZT FUR 2013 - 2014 IN DER DIGITALEN AGENDA NEUE
SCHWERPUNKTE

Am 18.12.2012 stellte die EU-Kommission sieben Bereiche ihres Arbeitsplans
vor, an denen sie in den kommenden zwei Jahren verstérkt arbeiten mochte,
um die Ziele von ,Europa 2020 (EB 05/10) zu erreichen. Dabei geht es Kom-
missionsvizeprasidentin und Kommissarin fiir die Digitale Agenda Neelie Kroes
insbesondere um mehr Investitionen in den Breitbandausbau, mit dem Ziel,
das wirtschaftliche Potenzial der Digitalbranche auszuschopfen und Europa
damit aus der wirtschaftlichen Krise zu helfen. Nach Angaben der Kommission
konnten das Bruttoinlandsprodukt der EU durch Umsetzung der Digitalen
Agenda innerhalb der nachsten acht Jahre um 5 % gesteigert und langfristig
etwa 3,8 Millionen Arbeitsplatze geschaffen werden. Da die EU ihre Ziele durch
die Initiierung von Dialogen und Koalitionen (z. B. bei der Modernisierung des
Urheberrechts) haufig schneller erreiche als durch neue Gesetze, kindigte
Vizeprasidentin Kroes an, kinftig vermehrt auf Moglichkeiten des multilateralen
Austausches zu setzen.

Die Rede der Vizeprasidentin Kroes vom 18.12.2012:
http://europa.eu/rapid/press-release SPEECH-12-964 en.pdf

KOMMISSION GENEHMIGT AUCH IN BALLUNGSRAUMEN BEIHILFEN
ZUR FORDERUNG DES BREITBANDAUSBAUS
Am 19.12.2012 nahm die Kommission neue Leitlinien fir staatliche Beihilfen

zur Forderung des Breitbandausbaus an (EB11/12). Mitgliedsstaaten durfen
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nun auch den Ausbau in Ballungsgebieten férdern und nicht nur — wie bisher —
in landlichen Raumen, sofern sich dadurch fiir die Birger eine wesentliche
Verbesserung ergibt. Diese Lockerung soll dazu dienen, die Ziele der Digitalen
Agenda bezlglich der Breitbandinfrastruktur in der EU zu erreichen: Bis 2013
soll ein universeller Zugang zu Basis-Breitbanddiensten bestehen und bis 2020
sollen alle EU-Haushalte Internetanschlisse von 30 Mbit/s sowie mindestens
jeder zweite Haushalt von tber 100 Mbit/s haben (EB 05/10).

Mitteilung der Kommission: ,Leitlinien der EU fir die Anwendung der Vorschrif-
ten Uber staatliche Beihilfen im Zusammenhang mit dem schnellen Breitband-
ausbau® (grundsatzlich angenommen am 19.12.2012; formale Annahme und
Vertffentlichung im Amtsblatt der EU voraussichtlich im Januar 2013):
http://ec.europa.eu/competition/state aid/legislation/broadband guidelines de.

pdf
Mitteilung der Kommission: ,Modernisierung des EU-Beihilfenrechts":

http://eur-
lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=COM:2012:0209:FIN:DE:PDF

LState aid: Commission consults on draft Guidelines for broadband networks—

frequently asked questions®:

http://europa.eu/rapid/press-release  MEMO-09-396 en.pdf

,Digitale Agenda fur Europa: Schlusselinitiativen* (Mai 2010):
http://europa.eu/rapid/press-release MEMO-10-200_de.pdf

KOMMISSION NIMMT MITTEILUNG FUR EINEN BESSEREN ZUGANG ZU
ONLINE-INHALTEN AN

Parallel zur laufenden Uberpriifung des europaischen Urheberechtsranmens
(EB 22/12) nahm die EU-Kommission am 18.12.2012 eine Mitteilung an, in der
sie ihre MalRhahmen zur EU-weiten Verbesserung des Zugangs zu Online-
Inhalten darlegt. Die vier Kernbereiche sind die grenziiberschreitende Zugang-
lichkeit, die Lizenzierung fur Kleinnutzer, die Archivierung und Verfugbarkeit
von Filmen sowie das Data- und Textmining. Kommissionsprésident Barroso
erklarte, er wolle mit der Wirtschaft kooperieren, um schnell einen modernen
Urheberrechtsrahmen zu schaffen. Dieser soll sowohl Anreiz fur kunstlerisches
Schaffen sein, als auch den Birgern den Zugriff auf legale Angebote erleich-
tern.

Mitteilung der Kommission: ,On content in the Digital Single Market":

http://ec.europa.eu/internal_market/copyright/docs/copyright-
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infso/121218 communication-online-content en.pdf

-LKommission prasentiert strategisches Konzept flir Rechte des geistigen Ei-
gentums, um Kreativitat und Innovation zu férdern® (24.05.2011):

http://europa.eu/rapid/press-release 1P-11-630 de.pdf

KOMMISSION: 98,5 % DER EUROPAISCHEN FILME NICHT ZUGANGLICH
Einem im Dezember 2012 verdéffentlichten Bericht der Kommission zufolge
wurde bisher nur 1,5 % des europaischen Filmerbes digitalisiert und ist damit
der Offentlichkeit zugéanglich. Filme, die nicht in digitaler Form aufbewahrt wer-
den kdnnen, drohen wegen Interoperabilitatsproblemen fir immer verloren zu
gehen.

Arbeitspapier der Kommission ,Commission staff working document on the
challenges for European film heritage from the analogue and the digital era
(third implementation report of the 2005 EP and Council Recommendation on
Film Heritage)*:

http://ec.europa.eu/digital-agenda/sites/digital-

agenda/files/swd 2012 431 en.pdf

Empfehlung des EP und des Rates vom 16.11.2005 zum Filmerbe und zur

Wetthewerbsfahigkeit der einschlagigen Industriezweige:

http://eur-
lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=0J:L:2005:323:0057:0061:DE:PD
F

PARLAMENT VEROFFENTLICHT BERICHTE zU
DATENSCHUTZREFORMPLANEN DER KOMMISSION

Zu den von Kommissionsvizeprasidentin und Justizkommissarin Viviane
Reding im Januar 2012 vorgelegten Vorschlagen fur eine Erneuerung der EU-
Datenschutzrichtlinie aus dem Jahre 1995 (EB 02/12) verdffentlichte das EP
am 08.01.2013 hierzu zwei Berichte, in denen die Notwendigkeit eines besse-
ren und moderneren Datenschutzes unterstrichen wird. Jan-Philipp Albrecht
(Grune/EFA, DEU), Berichterstatter zur Datenschutzrichtlinie des LIBE-
Ausschusses, legte dar, dass er sich fur einen besseren Datenschutz und ei-
nen klareren sowie koharenteren Rechtsrahmen in der EU einsetzen werde.
Viviane Reding aulierte sich hierzu positiv. Konkret gibt es im EP jedoch zu
zahlreichen Punkten noch keinen Konsens. Einige Mitgliedsstaaten — allen

voran Deutschland und das Vereinigte Koénigreich — kritisieren die Plane der
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Vizeprasidentin als in der Praxis nicht umsetzbar. Trotz vieler ungeklarter Fra-
gen will die irische Ratsprésidentschaft eine politische Einigung noch in ihrer
Amtszeit erreichen.

Entwurf eines Berichts tiber den Vorschlag fir eine Richtlinie des Europai-
schen Parlaments und des Rates zum Schutz natirlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten durch die zustéandigen Behdrden zum
Zwecke der Verhutung, Aufdeckung, Untersuchung oder Verfolgung von Straf-
taten oder der Strafvollstreckung sowie zum freien Datenverkehr:
http://www.europarl.europa.eu/meetdocs/2009 2014/documents/libe/pr/923/92
3072/923072de.pdf

Entwurf eines Berichts lber den Vorschlag fur eine Verordnung des Europai-

schen Parlaments und des Rates zum Schutz natirlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr (Daten-
schutz-Grundverordnung):
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-
%2f%2fEP%2{%2fNONSGML%2bCOMPARL%2bPE-
501.927%2b02%2bDOC%2bPDF%2bV0%2{%2fDE

EUROSTAT: 76 % ALLER EU-HAUSHALTE HABEN INTERNETZUGANG
Eurostat, das statistische Amt der EU, veréffentlichte am 18.12.2012 seine
neuen Daten zur Internetnutzung der EU-Blrger: 76 % aller Haushalte haben
derzeit Zugriff auf das Internet, 72 % davon Uber eine Breitbandverbindung.
Damit sind die Werte insgesamt deutlich gestiegen (EB 21/11), wenngleich im
Vergleich der einzelnen L&ander groRRe Diskrepanzen deutlich werden. In
Deutschland haben 85 % der Bevélkerung einen Internetanschluss, 82 % da-
von verflgen Uber eine Breitbandverbindung. Damit liegt die Bundesrepublik
auf der Rangliste der 27 EU-Staaten an funfter Stelle.

Ubersicht: ,Internet-Zugangsdichte — Haushalte*:
http://epp.eurostat.ec.europa.eu/tgm/table.do?tab=table&init=1&language=de&
pcode=tin00134&plugin=0

Ubersicht: ,Haushalte, die Zugang zum Internet haben, nach Art der Verbin-

dung*
http://epp.eurostat.ec.europa.eu/tgm/table.do?tab=table&init=1&lanquage=de&
pcode=tin00073&plugin=1

Ubersicht: ,Einzelpersonen, die das Internet nutzen, nach Ort der Nutzung*:

http://epp.eurostat.ec.europa.eu/tgm/table.do?tab=table&init=1&language=de&
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